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Ueber einige literariſche Eihereugen auf dem Ge- 
biete der Berwaltungsreform. 
Von Dr. Franz v. Juraſchek. 
(Fortfetzung.) 

Wenn Myrbach meint, die Verwaltungszuſtände durch zwangs⸗ 
weiſe Einführung von Gemeindegeſchäftsführern zu verbeſſern, ſo dürfte 
er davon doch Wenige überzeugen. Durch das Geſchäftsführerinſtitut 
würde eben nichts beſſer, als der formelle ſchriftliche Geſchäftsgang, 
die eigentliche Verwaltung, z. B. die Sorge für die Sicherheit der 
Perſon und des Eigenthumes bliebe und würde noch mehr vernach⸗ 
läßigt wie zuvor. Der gebildete, vielleicht ſtudirte Secretär würde ſchon 
dadurch, ſpäterhin aber noch mehr durch ſeine Routine, den ungebildeten 
und in kurzen Zeiträumen wechſelnden Mitgliedern des Gemeindevor⸗ 
ſtandes und der Gemeindevertretung unendlich überlegen ſein. Man würde 
ſich willenlos ihm überlaſſen, nur das thun, was er befiehlt. Die In⸗ 
dolenz würde ins Ungeheure wachſen, von einer Schulung der Ge⸗ 
meindevorſteher würde keine Rede ſein und das Wenige an gewonnener 
Einſicht und Kenutniß der Verwaltung würde ganz verloren gehen. 
An Stelle der Autonomie und der Regierung durch ſtaatliche Behörden 
müßte die Tyrannei von Schreibern, und was für Schreibern treten. 
Schon die große Zahl der nothwendigen Perſonen, noch mehr aber die 
Unſicherheit der Stellung und die jedenfalls geringe Beſoldung würde es un⸗ 
möglich machen andere als verlorene Exiſtenzen, Schiffbrüchige der guten 
Geſellſchaft für dieſe Stellen zu gewinnen und dieſe ſollten einen veredelnden 
bildenden Einfluß auf die Gemeindevertreter nehmen! — Wie unge⸗ 
recht wiederum dieſe Strafvormundſchaft ſein würde, erhellt daraus, 
daß ſie, obgleich ſie ſich auf die Unfähigkeit der Gemeindeorgane ſtützt, 
ſomit conſequent nur eine vorübergehende Maßnahme ſein dürfte, auch 

Gemeinden treffen müßte, deren Vorſtand als ein tüchtiger und red⸗ 
licher Mann die Verwaltung gut geführt hat. Wenigſtens dieſe würden 


nomie wehren und ebenfo müßten ſämmtliche Steuerträger alles auf⸗ 
bieten, um ſo ein koſtſpieliges Experiment mit der Gemeindeverwaltung 
zu verhindern. Eine Ungerechtigkeit liegt auch darin, daß der Staat 
zwar die Autonomie eben ſo gut nehmen kann, als wie er ſie gegeben 
hat, aber daß er nicht, ohne ſich des grellſten Widerſpruches ſchuldig 
zu machen, eine. Autonomie gewähren kann, wobei die autonomen 
Körper gezwungen ſind, ſtaatlich approbirte Orgaue auf eigene Koſten 
in Dienſt zu nehmen. 

Myrbach meint nun wohl, daß das von ihm vorgeſchlagene Inſtitut 
des Bezirksrathes es verhindern werde, daß ſich die Geſchäftsführer zu 
Gemeindetyrannen aufwürfen. (S. 41.) Glaubt er dies auch für den 
Fall als die Tyrannei in Folge äußerſter Indolenz der Selbſtthatigkeit 
vorgezogen wird? und iſt dies Juſtitut der Bezirksräthe nicht ſelbſt 
wieder die Vernichtung jeder autonomen Verwaltung? Die Inſpections⸗ 
touren einer Oberbehörde entſprechen nur einem bureaukratiſchen Regi⸗ 
mente, aber keiner autonomen Verwaltung. Die Reiſen dieſer Bezirks⸗ 
ausſchüſſe, ihre ganze Thätigkeit würden übrigens wiederum bedeutende 
Koſten verurſuchen, denn für Ehrenämter fände ſich doch nicht die ge- 
nügende Zahl von Perſonen, und Reiſediäten müßten jedenfalls gezahlt 
werden. Auf dieſe Weiſe würden aber die Bezirksumlagen größer wer⸗ 
den, und die Steuerträger härter drücken, als der durch ſie erreichte 
Zweck verdiente, zumal bei dem unter einem ſelbſtgewählten Obmanne 
berathenden und beſchließenden Bezirksausſchuſſe kaum irgendwelche 
Garantien der Thätigkeit gegeben find. Letzteres würde um ſo bedenk⸗ 
licher ſein, als ſein Wirkungskreis in jeder Beziehung ein größerer 
wäre, als bei den gegenwärtigen Bezirksvertretungen. 

Mit Myrbach's Vorſchlägen können wir ans ſomit wenig be⸗ 
freunden, wir finden vielmehr, daß gerade ſeine complicirten und mit 
Berückſichtigung und Vermeidung vieler Klippen ausgedachten Reform⸗ 
vorſchläge beweiſen, daß die Beſchränkung des ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſes die erſte und die grundlegende Reform ſein müſſe, und ebenſo, 
daß ein offenes ehrliches bureaukratiſches Regiment immer noch beſſer 
ſei, 2 eine koſtſpielige und verkrüppelte autonome Ae 

as Myrbach von den politiſchen Behörden ſagt, iſt in beſter 
t Eau jedoch einerſeits die Vermehrung der Perſonalzahl 
ſelbſtverſtändlich und andererſeits die Förderung der politiſchen Bildung 
des Volkes durch dieſelben paſſender für vergangene, denn für unſere 
Tage. Die politiſche Schulung des Volkes, an und für ſich eine große, 
würdige Aufgabe, muß durch ganz andere Mittel ausgeführt werden, 
als durch mündliche Belehrung von Seite des politiſchen Beamten. 
Solche Belehrung wäre im Patrimonialſtaate am Platze, nicht im mo⸗ 
dernen Rechtsſtaate; mit Leibeigenen und Unterthanen könnte Schule 
gehalten werden, keineswegs aber mit freien, ſich fühlenden Staats⸗ 
bürgern. Die Menſchen unſerer Tage wollen ſich ſelbſteigen herausbilden. 
Ein ſolches Vorgehen hätte daher auch keinen Erfolg; es würde viel⸗ 
mehr gewiß als ein unwürdiges empfunden und verſpottet werden. 

Die Forderungen, welche Myrbach in den letzten drei Capiteln 


ſich mit Recht gegen die unfreiwillige capitis deminutio ihrer Auto⸗ auſſtellt: Ausſchluß jeder föderaliſtiſchen Beſtrebung; Unterordnung der 


Kirche unter den Staat in allen nicht kirchlichen Dingen; Errichtung 
eines Netzes von Aſſociationen für alle Wirthſchaftszweige nach den 
Grundſätzen der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften; — find 
von echtem Patriotismus dictirt und mögen von jenen, an deren Adreſſe 
ſie gerichtet ſind, wohl beachtet werden; dieſelben gehen jedoch viel zu 
weit über den Rahmen unſerer Aufgabe hinaus, als daß ſie einer Be⸗ 
ſprechung unterzogen werden könnten. 

Eine geringere Meinung von der Güte unſerer Gemeinde-Ein⸗ 
richtungen beweist eine etwas früher erſchienene Schrift „Reform 
der Gemeindeverwaltung im Zuſammenhange mit der 
Reorganiſirung der politiſchen Behörden von einem 
Verwaltungsbeamten (Klagenfurt 1875)“ welche den Gegenſtand 
ausſchließlich — und darin liegen alle ihre Vorzüge und Schwächen 
— auf Grund gemachter Erfahrung beleuchtet und eben deßhalb zu 
einſchneidenden, aber auch eher durchſührbaren Reformvorſchlägen 
kömmt. Geſtützt auf die unwiderlegliche Thatſache, daß am 08 die 
Unſicherheit ſich fortwährend vermehrt, die Geſetze ignorirt, reſp nicht 
ausgeführt werden, insbeſondere die Dienſtboten demoraliſirt fed, das 
Amt eines Gemeindevorſtehers zu den beſtgemiedenen gehört: behauptet 
der Verf., daß die Gememdeverwaltung den Gemeindevorſtehern 
„Aufgaben zumuthet, für welche ihnen die intellectuelle Befähigung ebenſo 
wie die nöthige unbefangene und unabhängige Stellung fehlt“. 
Nachdem er ferner nachgewieſen, daß die vorgeſchlagenen und unver⸗ 
ſuchten Mittel: Zuſammenlegung der Gemeinden zu Sammt⸗ und 
Verwaltungsgemeinden ꝛc.; die Erweiterung der Disciplinargewalt der 
Landesausſchüſſe, die Entlaſtung der Gemeinden vom übertragenen 
Wirkungskreiſe; die Vermehrung der politiſchen Bezirksbehörden; 
Verpflichtung der Gemeinden zur Beſtellung eines geſchulten und brauch⸗ 


baren Beamten zur Supplirung des Gemeindevorſtehers — theils un⸗ 


durchführbar, theils ſchädlich, jedenfalls 
ziehungsweiſe ſein würden; 
eine erhöhte Volksbildung die Zuſtände künftighin ſich beſſern würden, 
als trügeriſch bezeichnet hat; kömmt er zu dem Schluſſe, der ſelbſtſtändige 
Wirkungskreis der Gemeinden müſſe eingeſchränkt werden. Als auszu⸗ 
ſchließende Agenden bezeichnet der Verf. die Sorge für die Sicherheit 
der Perſon und des Eigenthumes und die Flurenpolizei; die Lebens⸗ 
mittelpolizei und die Aufſicht auf Maß und Gewicht; die Geſundheits⸗ 
polizei; die Geſinde⸗ und Arbeiterpolizei 
Dienſtbotenordnung; die Sittlichkeitspolizei; die Bau- und Feuerpolizei 
und die Handhabung der Bau-Ordnung. Er läugnet, daß damit in die 
Gemeinde⸗Autonomie eingegriffen werde, indem die Definition des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes im Art. V des Gemeindegeſetzes von 1862, 
den Gemeinden nur zuweist, was ſie „innerhalb ihrer Grenzen nnd 
durch ihre eigenen Kräſte durchzuführen“ im Stande ſind und ihnen 


aber ganz nutzlos ſind, be⸗ 


fomit durchaus nicht alles das zugewieſen werden kann, was ihnen die 


Auslegung der der Definition folgenden Aufzählung und die Uebung zuge⸗ 
theilt hat. Dieſe Anſchauung würde freilich conſequent dazu führen, daß 
der Hauptſtadt jede Sorge für die Sicherheit des Lebens und Eigen⸗ 
thums, ſomit die ganze Strafrechtspflege, 
bloß die Vermögensverwaltung zugeſtanden werden müßte; aber er 
bedurfte ja dieſer ſophiſtiſchen Beweisführung nicht, da die Autonomie 
nicht in einem Mehr oder Weniger von überwieſenen Rechten, ſondern 
in der Art der Verwaltung der zugetheilten Agenden gelegen iſt. 


In Betreff der ausgeſchiedenen Geſchäftsgegenſtände will der 
den Gemeinden die Auſſicht und Ueberwachung ler ſagt freilich 


Verf. 


nicht wie dieſe geübt werden ſoll), ja auch das Recht, in allen dieſen 


Angelegenheiten durch locale Verhältniſſe gebotene, ortspolizeiliche Au⸗ 


ordnungen ſelbſt mit begrenzter Strafſanction zu erlaſſen und zu exequiren, 
zugewieſen wiſſen; nur die Vollziehung der auf dieſe Angelegenheiten 
ſich beziehenden Geſetze und ſtaatlichen Verordnungen, einſchließlich des 
Strafrechtes ſoll den Staatsbehörden übertragen werden. 

Im Gegenſatze zu Kaiſerfeld 9), welcher für die Errichtung eines 
politiſchen Bezirksamtes in jedem oder wenigſtens für je zwei Gerichts⸗ 
bezirke plaidirt, ſpricht ſich der Verf. betreff der Organiſation der Be⸗ 
zirksbehörden für bloße Expoſituren der Bezirkshauptmannſchaften am 
Sitze je eines Bezirksgerichtes aus. Kaiſerfelds Vorſchlag, meint er, 
fordert viel zu viel Menſchenmaterial, wenigſteus 3 Perſonen für jedes 
Amt und käme daher zu theuer. Jeder exponirte Commiſſär hätte nach 
des Verf.'s Anſchauung die aus dem gemeindeämtlichen Wirkungskreis 


6) Neue freie Preſſe vom 9. Jänner 1875. 
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die 


und nachdem er die Hoffnung, daß durch 


und die Handhabung der 


der kleinen Landgemeinde 


ausgeſchiedenen Geſchäfte ſelbſtſtändig zu beſorgen, in allen zum 
Wirkungskreiſe der politiſchen Behörden gehörigen Angelegenheiten aber 
der vorgeſetzten Bezirkshauptmannſchaft als Erhebungs- und Vollzugs⸗ 
organ zu dienen. Derſelbe könnte auch die Steuerämter in ihrer Thätig- 
keit unterſtützen, bei den Bezirksgerichten die ſtaatsanwaltſchaftlichen Func⸗ 
tionen in Uebertretungsfällen übernehmen, in Zukunft die Civilſtands⸗ 
regiſter führen u. ſ. w. Wenn die Errichtung ſolcher exponirter Com⸗ 
miſſäre auch das Staatsbudget erhöhen würde, ſo erſparte doch der 
Stenerträger durch dieſelbe weit mehr an Gemeindeumlagen. 

Mit dieſen beiden Reformvorſchlägen erſchöpft ſich der Inhalt der 
Arbeit, von der wir gerne zugeben, daß fie in der gewählten Beſchrän⸗ 
kung faſt alles Wünſchenswerthe leiſtet. Mit der Kritik der Gemeinde⸗ 
zuſtände hat der Verf. nicht bloß die Unhaltbarkeit derſelben, und die 
Nutzloſigkeit der gemachten und vorgeſchlagenen Reformen nachgewieſen, 
ſondern er hat damit auch dem Leſer feinen Schlußſatz „Einſchränkung 
des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes“ unabweisbar aufgezwungen, und 
wenn er betreffs ſeiner Bemerkungen über die Errichtung von Expo⸗ 
ſituren auch nicht ſo glücklich war, indem er nicht bewies, daß ſie die 
beſte Organiſation der politiſchen Behörden bilden würden, ſo hat er 
415 doch als ein billiges und brauchbares Inſtitut empfohlen: aber bei 
alledem blieb er uns den Nachweis ſchuldig, daß die gerügten Schäden 
unſerer ae deren einzige Schäden find, daß mit der Durch⸗ 
führung | einer Reformen die Verwaltung die unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden beſte ſein werde. Dennoch aber wird wiederholt über Unthätig⸗ 
keit der Bezirksvertretungen geklagt, werden die Einrichtungen in Betreff 
des Vagabundenweſens getadelt, wünſcht man, daß der ganze Verwal⸗ 
tungsorganismus für die mögliche Einführung von Verwaltungsgerichts⸗ 
höfen erſter Inſtanz, für die ausgedehntere Competenz derſelben über⸗ 
haupt umgeformt werde u. ſ. w. Es kann bezweifelt werden, ob alle 
dieſe Klagen und Forderungen berechtigt ſind, aber folange dies der 
Verf. uns nicht nachgewieſen, dürfen wir uns ſeinen engeren Standpunkt, 
den er offenbar einnimmt in der Ueberzeugung, daß im Großen und 
Ganzen der gegebene Verwaltungsorganismus gut ſei und nur an ein⸗ 
zelnen Orten ausgebeſſert zu werden brauche, nicht genügen laſſen. Wir 
nehmen daher ſeine Vorſchläge, insbeſondere jene betreffs der Gemein⸗ 
den bereitwilligſt an, aber wir meinen nicht, daß damit die Reformar⸗ 
beit abgeſchloſſen werde. 

Iſt ſomit der gewählte Standpunkt ſelbſt als praktiſcher ſchon zu 

enge, ſo muß andererſeits auch das einſeitige Feſthalten am praktiſchen 

Standpunkte überhaupt verurtheilt werden. Wie ſehr hätte der Verf. 

ſein Urtheil über die Gemeinden verſtärken können, wenn er die Defi- 

nition des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes angriff! Oder ſchützt die Be- 

F Herrmann's, Myrbach's ꝛc. dieſen vor jeder entſprechenden 
ritik? 

Eine theoretiſche Unterſuchnng des Begriffes der Autonomie hätte 
ferner gewiß mehr als die ſophiſtiſche Beſprechung des Art. W geleiſtet 
und die theoretiſche Beleuchtung des Widerſpruches, in welchem die be- 
ſtehenden Verhältniſſe unſerer autonomen Körperſchaften unter einander 
mit jeder geſunden Autonomie ſich befinden, hätte endlich wenigſtens 
einen Anſtoß zur Unterſuchung der Uebelſtände in dieſer Richtung g ge⸗ 
‚ori. Wir gehen auf alle dieſe Fragen hier nicht näher ein, da uns 
dazu im Verlaufe der Arbeit eine paſſendere Gelegenheit geboten 
wird. — 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


FE einer neuerlichen Auflegung 
Reclamationsentſcheidungen berichtigten 
Gemeindewahlen. 


Am 4. Auguſt 1875 hat Med. Dr. Hubert T. bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in S. die Beſchwerde eingebracht, daß die Wahl- 
reclamationscommiſſion zur Entſcheidung der Einwendungen gegen die 
Gemeindewählerliſten für die dortige Gemeindevertretung unterm 31. 
Juli 1875, ſein Anſuchen um Einreihung der im III. Wahlkörper mit 
Sal. 33 kr. höchſtbeſteuerten Karoline F. in den II. Wahlkörper 
ſtatt des mit 96 fl. 46 kr. Steuer eingetragenen und wegen Trennung 
1 Steuer in die 3 Beträge von 47 fl. 90 kr., 31 fl. 83 kr. 
und 16 fl. 72 ½ kr. aus dem ll. eee ausgeſchiedenen Adolf 


der auf Grund der 
ählerliſten für die 
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C. mit dem Bedeuten zurückgewieſen habe, daß das Einrücken des 1876 feinen Vorgang damit zu rechtfertigen, daß, ungeachtet mit dem 
Adolf C. mit dem Betrage von 96 fl. 46 kr. in den III. Wahlkörper Miniſterialerlaſſe vom 21. März 1876, 3. 3577 die Individual⸗ 
durch das Ausſcheiden von 4 Wahlberechtigten mit der Steuerſumme von reclamationen in Rechtskraft erwachſen ſind, bei dem Beſtande des 
49 fl. 75 kr. aufgewogen und mithin die Wählerliſte nicht alterirt wurde. rechtskräftigen Erlaſſes der Bezirkshauptmannſchaft vom 4. Auguſt 

Ueber dieſe Beſchwerde hat das Bürgermeiſteramt in S. unterm 1875 die urſprünglich zur Reclamation aufgelegenen Wählerliſten nicht 
4. Auguſt 1875 ſich dahin geäußert, „daß die namentlich angeführten mehr als zu Recht beſtehend betrachtet werden können, weil die Steuer⸗ 
16 Wahlberechtigten theils als Ausländer, theils wegen erfolgter | ſumme der urſprünglichen Wählerliſte pr. 49.957 fl. 88 kr. durch die im 
Steuerabſchreibung mit einer Geſammtſteuer von 129 fl. 60 kr. im Reclamationswege erfolgten Abfälle und Zuwüchſe auf 47.870 fl. 26 kr. 
III. Wahlkörper gelöſcht erſcheinen, während die Steuer des aus dem herabgemindert, dadurch das auf jeden Wahlkörper entfallende Drittel 
II. in den III. Wahlkörper verſetzten Adolf C. bloß 96 fl. 60 kr. dieſer Steuer viel geringer, als bei der urſprünglichen Wählerliſte und 


beträgt, daher eine Verminderung, keineswegs aber eine Erhöhung des 
auf den III. Wahlkörper entfallenden Steuerdrittels eingetreten ſei; 
übrigens ſchreibe die Wahlordnung nirgends vor, daß durch die in 
Folge von Reclamationen eintretende Aenderung in den Steuerdritteln 


daher anch die Eintheilung der Wähler in die Wahlkörper eine andere 
ſei, ſo daß Wähler, gegen welche nicht reclamirt wurde und die auch 
ſelbſt nicht reclamirt haben, i ganz andere Wahlkörper verſetzt er⸗ 
ſcheinen, ohne daß dieſelben hievon eine Kenntniß haben. Bei dieſer 


der einzelnen Wahlkörper eine Umrechnung der Geſammtſteuer und Sachlage ſei, um den gegründeten Einwendungen jener Wähler gegen 
deren neuerliche Vertheilung auf die 3 Wahlkörper zu erfolgen habe, das Wahlverfahren zu begegnen, eine neuerliche Auflegung der Wähler⸗ 
ein Vorgang, der die ganzen Wählerliſten über den Haufen werfen würde“. liſten nothwendig geworden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in S. hat mit dem Beſcheide Die Bezirkshauptmannſchaft S. legte mit dem Berichte vom 
vom 4. Auguſt 1875 entſchieden, daß nach rechtskräftiger Entſcheidung 8. Mai 1876 die Beſchwerde des Dr. T. und Genoſſen als Ein⸗ 
der Individualreclamationen die Ausgleichung in den Wähler- wendung gegen das Wahlverfahren im Sinne des 8 32 Gem.⸗Wahl⸗Ord. 
liſten der drei Wahlkörper derart ſtattzufinden habe, daß in jedem der böhm. Statthalterei zur Entſcheidung vor. In dem Berichte hob 
der drei Wahlkörper genau nach Vorſchrift des § 14 der Gemeinde- die Bezirkshauptmannſchaft hervor, daß ſeit der am 5. October 1867 
Wahlordnung *) ein Drittel der Geſammtſteuerſumme einbezogen ſei. erfolgten Conſtituirung der S.. er Gemeindevertretung erſt Eine 
Zugleich hat die Bezirkshauptmannſchaft gegen dieſe Entſcheidung dem Neuwahl mit dem Abſchluſſe vom 4. April 1872 vorgenommen worden, 
Dr. Hubert T. den Statthaltereirecurs offen gelaſſen, welcher jedoch ſomit ſeit 5. October 1867 nahezu ein Zeitraum von 3 Wahlperioden 


nicht ergriffen wurde. 


Bei Intimation der aus Anlaß des Miniſterialrecurſes des 
J. K. erfloſſenen Entſcheidung des Miniſteriums des Innern ddo. 21. 


März 1876, 3. 3577, laut welcher bei Verfaſſung der Wählerliſten 


für die Neuwahl der Gemeindevertretung in S. die directen Steuer⸗ 
beträge ohne Zuſchlag zu Grund zn liegen haben, hat die Bezirks⸗ 


verfloſſen iſt, während man noch nicht die zweite Wahl durchgeführt 
hat. Der Vorgang des Bürgermeiſters ſei ungeſetzlich und unzuläſſig, 
weil es jonft ganz im Belieben des Gemeindevorſtandes liegen würde, 
es gar nie zu einer Neuwahl kommen zu laſſen: denn es hänge von 
ihm ab, in den nur von ihm allein angefertigten neuen Wählerliſten 
| abermals einige zur Reclamation geeignete Unrichtigkeiten einzufügen, 


hauptmannſchaft unterm 3. April 1876 das Bürgermeiſteramt in S. ſie durch dritte Perſonen im Reclamationswege beheben zu laſſen und 
aufgefordert, auf Grund der rechtskräftig gewordenen Wählerliſten da ſodann die durch das Reclamatiousverfahren abgeänderten Wähler⸗ 
nunmehr innerhalb der kürzeſten Friſt die Wahltage zu beſtimmen. liſten abermals von ihrer urſprünglichen Faſſung abweichen werden, 

Am 30. April 1876 erließ der Stadtrath in S. eine gedruckte neue Wählerliſten zu verfaſſen und dieſes dem Geſetze Hohn ſprechende 
Kundmachung, daß die mit dem Erlaſſe der Bezirkshauptmannſchaft Spiel ſo oft zu wiederholen, als es ihm beliebt. Die in dem Erlaſſe der 
vom 4. Auguſt 1875 angeordnete Ausgleichung bei der nunmehr Bezirkshauptmannſchaft vom 4. Auguſt 1875 angeordnete Ausgleichung 
eingetretenen Rechtskraft der Individual Reclamationen vollzogen wurde. der geſetzlichen Steuerdrittel in den 3 Wahlkörpern ſei ſelbſtverſtändlich, 
Mit Rückſicht auf die im Reclamationswege eingetretenen Abfälle und da unmöglich jemand nur deßhalb feines Wahlrechtes in einem höhern 
Zuwüchſe ſtellte ſich nun heraus, daß die Geſammtſumme der Wahlkörper verluſtig werden kann, weil der Bürgermeiſter abſichtlich 
Steuerleiſtung eine weſentlich andere ſei, als jene, welche den mit oder unabſichtlich bei der erſten Anlegung der Wählerliſten Fehler be⸗ 
Kundmachung vom 1. Juni 1875 zur Reclamation aufgelegenen gangen und das Steuerdrittel aus Steuerholden gebildet hat, die nicht 
Wählerliſten zu Grunde lag, und daß auch die Eintheilung der Wähler hineingehören und heraus reclamirt wurden. Eine neuerliche Auflegung 


in die einzelnen Wahlkörper eine von den früheren Wählerliſten ver⸗ 
ſchiedene ſei. Es liegen ſomit rückſichtlich der Höhe der Geſammtſteuer, 
ſowie rückſichtlich der Vertheilung derſelben auf die 3 Wahlkörper und 
die Einreihung der Wähler in dieſe Wahlkörper von den urſprüng⸗ 
lichen Wählerliſten verſchiedene, ganz neue Wählerliſten vor, weßhalb der 


Bürgermeiſter ſich zur Vermeidung gegründeter Einwendungen gegen das 


Wahlverfahren veranlaßt ſehe, dieſe Wählerliſten im Grunde des § 18 
Gem.⸗Wahl⸗Ord. auf 30 Tage und zwar vom 2. bis 31. Mai 1876 
zu Jedermanns Einſicht in der Bürgermeiſteramtskanzlei mit dem Bemer⸗ 
ken aufzulegen, daß Einwendungen dagegen innerhalb der 8tägigen Präclu⸗ 
ſivfriſt vom 24. Mai bis 31. Mai angebracht werden können. 

Diefe Kundmachung hat ein Anonymus an den Statthalter 
überſendet und die Statthalterei hat mit Erlaß vom 9. Mai 1876 
der Bezirkshauptmannſchaft in S. unter Hinweis auf § 103 Gem.- 
Ord. die ſofortige competente Amtshandlung angeordnet. Nebſtdem 
haben am 4. Mai 1876 Dr. Hubert T. und 21 Wahlberechtigte 
(darunter 9 Gemeinde⸗Ausſchußmitglieder) aus S. eine an die dortige 
Bezirkshauptmannſchaft gerichtete Beſchwerde beim Bürgermeiſteramte 
und eine Abſchrift dieſer Beſchwerde unmittelbar bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft überreicht, in welcher ſie darauf hinwieſen, daß die 
Wählerliſten bereits in den Monaten Juni und Juli 1875 aufgelegt 
waren und nun nach Erledigung der Reclamationen rechtskräftig ſeien, 
ſomit durch die wiederholte Auflage gänzlich veränderter Wählerliſten es 
offenbar darauf abgeſehen ſei, die Wahlen in's Unendliche zu verſchleppen. 

Der Bürgermeiſter von S. ſuchte in dem Berichte vom 5. Mai 


) Die ECitate beziehen 


ſich auf die Gemeinde⸗Wahlordnung für Böhmen 
vom 16. April 1864. 


der Wählerliſten anläßlich der Ergänzung des Steuerdrittels ſei nicht 
gerechtfertiget, weil den Bürgermeiſter keine Geſetzgebung hindere, die 
wenigen Wahlberechtigteu, rückſichtlich deren Einreihung in die einzelnen 
Wahlkörper eine Aenderung erfolgt, hievon individuell zu verſtändigen, 
und es ſei eine ſolche Verſtändigung, weil nothwendig, auch ſelbſtverſtändlich, 
| Inzwiſchen hat der Bürgermeiſter von S. mit Kundmachung vom 
7. Mai 1876, da mehrere Wahlberechtigte gegen die mit Kundmachung 
vom 30. April 1876 verſügte neuerliche Auflegung der Wählerliſten 
Einſpruch erhoben haben, die Auflegung der Wählerliſten mit dem 
Bemerken ſiſtirt, daß nach erfolgter endgiltiger Entſcheidung über dieſen 
Einſpruch die weitere Kundmachung entweder über die neuerliche Auf⸗ 
legung der Wählerliſten oder über die Anordnung der Gemeindewahlen 
erfolgen wird. Weiter haben Dr. T. und 287 Wahlberechtigte am 
12. Mai 1876 bei der Statthalterei Beſchwerde gegen den will⸗ 
kürlichen Vorgang des Bürgermeiſters durch die neuerliche Auflegung 
der Wählerliſten erhoben, in derſelben betont, daß derſelbe in der Be⸗ 
fürchtung, daß das ihm von ſeinen Mitbürgern übertragene Ehren⸗ 
amt ihm nie mehr zu Theil werde, durch Winkelzüge die Wahl zu 
vereiteln ſuche; die Recurrenten erſuchten, dem Bürgermeiſter die Rück⸗ 
nahme feiner geſetzwidrigen Kundmachung vom 30. April 1876 auf⸗ 
zutragen und ihn zur geſetzlichen Vornahme der Gemeindevertretungs⸗ 
wahlen zu verhalten. N 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 12. Mai 1876 der 
Bezirkshauptmannſchaft in S. aufgetragen, über die Beſchwerde des 
Med. Dr. Hubert T. und Genoſſen mit aller Beſchleunigung im Grunde 
des $ 103 Gem.⸗Ord. die competente Entſcheidung zu treffen, da bei dem 
Umſtande, als der Wahlact noch nicht beendigt iſt, die der Statthalterei 
durch $ 32 G.⸗W.⸗O. eingeräumte Competenz füglich nicht platzgreifen kann. 


Die Bezirkshauptmaunſchaſt in S. theilte mit dem Erlaſſe vom 
15. Mai 1876 den Inhalt dieſes Statthalterei⸗Erlaſſes dem Bürger⸗ 


meiſteramte in S. und dem Dr. T. mit, behob, der Beſchwerde Folge 


gebend, die im Geſetze nicht gegründete Verfügung des Bürgermeiſter⸗ 
amtes vom 30. April 1876 und trug dem Bürgermeiſteramte die ſo⸗ 
fortige Ausſchreibung der Wahltage und ſchleunige Vornahme der Ge— 
meindewahlen auf Grund der im Jahre 1875 aufgelegenen und nun 
rechtskräftig gewordenen Wählerliſten auf. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Burgermeiſter den Statthalterei⸗ 
recurs eingebracbt, worin er bemerkte, daß die Bezirkshauptmannſchaft 
in ihrer Entſcheidung vom 4. Auguſt 1875 den Gegenſtand der Be⸗ 
ſchwerde des Dr. T. gegen die von der Reclamationscommiſſion ab⸗ 
gewieſene Einreihung der Karoline F. ganz bei Seite gelaſſen und im 
Allgemeinen die Ausgleichung der Wählerliſten aller drei Wahlkörper 
nach Rechtskraft der Individnalreclamationen angeordnet, ſomit über die 
Beruſung des Dr. T. gar nicht, ſondern als Berufungsinſtanz über etwas 


entſchieden habe, was zur Entſcheidung gar nicht vorlag, und wozu der 


Bezirkshauptmannſchaft keine Competenz zuſtand. Weiter hat der Bürger⸗ 
meiſter das Meritoriſche der bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung als 
dem Geiſte der Gem.⸗Wahl⸗Ord. widerſprechend bezeichnet, indem nach 
dieſer Entſcheidung das ganze bei der urſprünglichen Verfaſſung der 
Wählerliſten durch die SS 13 und 14 Gem.⸗Wahl⸗Ord. vorgeſchriebene 
Verfahren noch einmal wiederholt werden müßte; ferner bemerkte er, 
das durch dieſe rechtskräftige bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung die 
Rechte kraft der urſprünglichen Wählerliſten aufgehoben und nachdem nun 
geänderte Wählerliſten vorliegen, eine neuerliche Auflegung derſelben 
zur Einſicht nothwendig wurde. Der recurrirte bezirkshauptmaunſchaftliche 


Erlaß vom 15. Mai 1876 ignorire den rechtskräftigen Erlaß vom 
4. Auguſt 1875 gänzlich und trage die Vornahme der Gemeindewahlen 


nach den im Jahre 1875 aufgelegenen Wählerliſten auf, welche durch 
den Vollzug des letzteren Erlaſſes zu exiſtiren aufgehört haben. 

Die Statthalterei gab der Beſchwerde des Bürgermeiſters von 
S. keine Folge, „weil in der Gemeinde⸗Wahlordnung und insbeſondere 
im § 18 derſelben kein Anhaltspunkt gefunden werden kann, wornach 
es dem Gemeindevorſteher zuſtehen würde, die Gemeindewählerliſten, 
ohne daß die erſte Auflegung derſelben von der competenten Behörde 
behoben wäre, ſomit eigenmächtig in der Gemeinde behufs Anbringung 
von Einwendungen dagegen neuerlich aufzulegen“. Zugleich hat die | 
Statthalterei die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft ddo. 4. Auguſt 
1876 von Amtswegen behoben, und der Bezirkshauptmannſchaft aufge⸗ 
tragen, über die Einreihung der Karoline F. in die Wählerliſten unter 
Offenlaſſung des Recurſes ungeſäumt die zuſtehende Entſcheidung zu 


treffen, weil die aus jeder Entſcheidung im Reclamationsverfahren fi), 
als nothwendig ergebenden Veränderungen in den Wählerliſten unter 


Verſtändigung aller Intereſſenten ſofort und nicht erſt nach rechtskräfti⸗ 
ger Entſcheidung der Individualreclamationen vorzunehmen ſind und 
weil in dem Erlaſſe vom 4. Auguſt 1875 ein individueller Abſpruch 


über den von Med. Dr. T. zur Entſcheidung gebrachten einzelnen Fall 


des Wahlrechtes der Karoline F. nicht geſehen werden kann. 

Auf Grund dieſer Statthalterei⸗ Entſcheidung hat die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in S. mit dem Erlaſſe vom 6. Juni 1876 dem Begehren 
des Dr. T. um Verſetzung der Karoline F. in den zweiten Wahlkörper 
— unter Acceptirung der vom Bürgermeiſteramte geltend gemachten 
Gründe — keine Folge gegeben. 

Gegen die obige Statthalterei-Entſcheidung recurrirte der Bürger— 
meiſter von S. Zu den früheren Behauptungen führte derſelbe noch an, 
daß die Statthalterei zur Behebung des bezirkshauptmannſchaftlichen Er⸗ 


laſſes vom 4 Auguſt 1875 von Amtswegen nicht berechtigt war, nach- 


dem im Sinne des § 18 Gem. -Wahl-⸗Ord. die Berufungsinſtanz kein 
Recht zur Einmengung in Wahlangelegenheiteu ohne vorliegendes Partei⸗ 
Einſchreiten habe und daß durch den Vollzug des erwähnten bezirks⸗ 
hauptmanuſchaftlichen Erlaſſes die urſprüngliche Wahlliſte beſeitigt, durch 
die Statthalterei⸗Entſcheiduug aber die umgearbeiteten Wählerliſten be⸗ 
hoben rn ſind, daher geſetzlich gar keine Wählerliſten vorliegen. 

3 Petit lautete, den Statthalterei⸗Erlaß vollinhaltlich zu be⸗ 
heben 5 zu erkennen, daß durch die vom Bürgermeiſter unterm 30. April 
1876 verfügte neuerliche 
Bezirkshauptmannſchaſt vom 
liſten das Geſetz nicht . worden ſei, und daß dieſe Wählerliſten 
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es der auf Grund des Erlaſſes der 
4. Auguſt 1875 umgearbeiteten Wähler⸗ 


dem vorzunehmenden Wahlverfahren zu Grunde zu legen und dem im 

8 18 Gem.⸗Wahl⸗Ord. vorgeſchriebenen Verfahren zu unterziehen ſeien. 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 16. September 1876 
3. 12243 dem Miniſterialrecurſe des Bürgermeiſters von S. gegen 
die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 2. Juni 1876, mit welcher die mit 
dem Erlaſſe der Bezirkshauptmannſchaft in S. vom 15. Mai 1876 
ausgeſprochene Behebung der von dem genannten Bürgermeiſter zum 
Behufe der im § 18 der Gem.⸗Wahl⸗Ord eingeräumten Aubringung 
von Einwendungen unterm 30. April 1876 verſügten neuerlichen Auf⸗ 
legung der Wählerliſten für die Gemeinde-Ausſchußwehl in S. beſtätigt 
worden iſt, keine Folge zu geben befunden. 


e des Einſenders: 


Nach § 18 der Gem.⸗Wahl-Ord find die Wählerliſten für die 
Wahl des a ⸗Ausſchuſſes mindeſtens 4 Wochen vor der Wahl 
zu Jedermanns Einſicht und zur Anbringung von Einwendungen inner⸗ 
halb der Präclufivfriſt von 8 Tagen in der Gemeinde aufzulegen und 
die zur Entſcheidung der eingebrachten Einwendungen gewählte Com⸗ 
miſſion hat die zuläſſig erkaunten Berichtigungen ſogleich vorzunehmen. 
Hieraus ergibt ſich von ſelbſt, daß die ſogleiche Berichtigung der 
Wählerliſten in allen Fällen ſtattzufinden hat, mag nun auf 
dieſe Berichtigung von der Reclamationscommiſſion ſelbſt oder im 
Recurswege von einer Berufungsinſtanz erkannt worden ſein; ferner, 
daß bei derartigen über individuelle Reclamationen vorgenommenen Be⸗ 
richtigungen gleichzeitig auch diejenigen Berichtigungen vorzunehmen find, 
welche ſich mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der SS 14 und 16 der 
G.⸗W.⸗O. in Betreff der Einreihung der Wahlberechtigten in die ein- 
zelnen Wahlkörper nach Maßgabe der Steuerſumme als nothwendig 
darſtellen, und daß die von dieſer Berichtigung getroffenen Wahl— 
berechtigten hievon zu verſtändigen ſind, ohne daß eine neuerliche Auf⸗ 
legung der auf Grund der Reclamations⸗Entſcheidungen berichtigten 
Wählerliſten zur Einſicht ſtattzufinden hat. Kl. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Med. Dr. Wilhelm Winternitz in Wien 
den Titel eines kaiſ. Rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Coneipiſten der Wiener Polizeidirection 
Anton Jurka, Franz Kadlee und Bernhard Frankl zu Commiſſären ernannt. 
Der Minifter des Aeußern hat die abſolvirten Zöglinge der k. u. k. orient. 
Akademie Armin Grafen Waß, Richard Hickel und Emerich Pietſchka zu 
Conſulareleven ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Miſtelbach Joſef Ritt. 

Pfuſterſchmid v. Wallenau das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens ver⸗ 
liehen. 


Erledigungen. 


Statt haltereiſecretärsſtelle inn Verwaltungsgebiete Innsbruck in der achten 
Rangsclaſſe, bis 25. November. (Amtsbl. Nr. 259.) 

Armenarztesſtelle im dritten Wiener Bezirke mit 300 fl. Remuneration, 
bis Ende November. (Anitsbl. Nr. 256.) 


In Commiſſion bei der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in Wien wird im 
Laufe des Monats December 1876 erſcheinen und durch die Manz'ſche k. k. 
Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien (I., Kohlmarkt 7) zu be⸗ 


ziehen ſein: 
i ee ien, 


Amts-Ralender 


für das Jahr 1877. 
XII. Jahrgang. 
Mit Benützung amtlicher Quellen zuſammiengeſtellt. 
Steif geb. in Leinwandrücken. ua — 42 Bog. Ladenpreis 2 fl. 


gr. &. 

Vermöge ſetnes reichen, den vielſeitigſten Bedürſuiſſen angepaßten Inhaltes, ſowie bei der 
Ausführlichteit und Verläßlichkeit feiner aus amtlichen Quellen geſchöpften, dem neneſten Stande ent⸗ 
ivrechenden Notizen wird der nicht bloß in Niederöſterreich, ſondern auch weit über deſſen Greuzen 
Aintstalender ſicher auch in ſeiner neuen, abermals 


hinaus von Jahr zu Jahr mehr verbreitete n. ö. 

| erweiterten Ausgabe für alle Beh en und Aemter, für öffeutliche und Privat⸗Juſtitute, für Gemeinden, 

Vereine und Gorporatienen, wie ſür Diejenizen, welche mit denſelben in Verkehr zu kreten haufig in die 
Lage kommen, ein unentbehrliches Hilſs⸗ und Nachſchlagebuch | ſein. — Ausführliche Proſpecte 
liegen in obbezeichneter Buchhandlung auf. 


— 


—— — 
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